
 

HERBSTKONFERENZ 

am 17. November 2016 in Berlin 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

Beschluss 

der Ministerinnen und Minister 

 
 
 
 
TOP I.15:  Beibehaltung einer Mindestbeschwer für die Zulässigkeit der Nichtzu-

lassungsbeschwerde zum Bundesgerichtshof 

 

Berichterstattung:  Schleswig-Holstein 

 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister sind der Auffassung, dass der ersatzlose 

Wegfall der in § 26 Nummer 8 Satz 1 EGZPO vorgesehenen Mindestbeschwer für die 

Zulässigkeit der Nichtzulassungsbeschwerde (derzeit: 20.000 €) die Arbeitsbelastung 

der Zivil-Berufungskammern der Landgerichte und der Zivilsenate der Oberlandesge-

richte der Länder erhöhen wird.  
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